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Die Herrschenden 
wissen, 
was uns droht! 


FT 


Sterbende Industrie 


TEE Islam 


A 


steigende Armut 


Í 


Sprechverbote 


Noch mehr Migranten, noch mehr Moscheen, Mietenexplosion, Bildungsnot- 
stand, steigende Altersarmut, weitere Werkschließungen, neue Schulden in Billio- 
nenhöhe, weitere Einschränkungen der Grundrechte, neue Strafen und Verbote! 


Die Herrschenden verantworten, 
was uns droht! 
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Das offene Wort 


Ein Lob für 
Herrn Antonaros! 


Die EU-Kommission labert 
über einen neuen, völlig 
aussichtsiosen »Migrati- 
onspakt« und phantasiert 
davon, daß nichtaufnah- 
mewillige EU-Länder statt- 
dessen »Patenschaften« 
für Rückführungen über- 
nehmen sollen. Man kann 
über solche Träume nur 
den Kopf schütteln! 


Während sich diverse links- 
rot-grüne »NGOs«, Kir- 
chen und deutsche Bürger- 
meister in der Bereitschaft 
überschlagen, freiwillig und 
zusätzlich mehr »Flüchtlin- 
ge« von den griechischen 
Inseln aufzunehmen, 
sperrt sich der zuständige 
griechische Minister dage- 
gen, sie aufs Festland zu 
verlegen, weil er berech- 
tigterweise befürchtet, daß 
dann von den Schlepper- 
organisationen umso mehr 
»Nachschub« angeliefert 
wird. Wenn Lagerbrände 
zu einer Freifahrkarte nach 
Deutschland führen, dann 
gute Nacht! 

Was uns droht, hat der 
ehem. griechische Regie- 
rungssprecher Evangelos 
Antonaros in DIE ZEIT 
vom 24.9.2020 kurz und 
klar festgestellt: 


»Es warten Millionen 
von Menschen an der 
Peripherie Europas. 
Das ist keine Flücht- 
lingswelle, das ist eine 
Völkerwanderung.« 
Ist die EU, sind alle unsere 
Politiker und Gutmenschen 
eigentlich blind? Das fragt 
sich 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Was bringt die Zukunft? 


Die Strategie ist so alt, wie es 
Herrschende und Beherrschte 
gibt: 

Als erstes wird ein Schreckens- 
szenario an die Wand gemalt — 
die Menschen geraten in Panik 
und die »Eliten« können ihre »Lö- 
sung« präsentieren. Allerdings 
eine, die in ihr Gesamtkonzept 
paßt und die das »undankbare, 
gemeine Volk« nicht hinterfragen 
darf. 


Was bietet sich da besser an, als 
eine »menschengemachte« Kli- 
makatastrophe oder ein kleines 
Virus — beides soll angeblich die 
Menschheit in einer nicht allzu- 
fernen Zukunft ausrotten. 


Nach der abflauenden Klimahy- 
sterie kam das »Corona«-Virus 
zur rechten Zeit. Die Berliner 
Blockparteien haben sehr schnell 
erkannt, welche Chancen sich 
ihnen bieten, durch konzertier- 
te Angstkampagnen die »Große 
Transformation« beschleunigen 
zu können. 


Wann haben die Herrschenden 
schon einmal die Gelegenheit, 
einem ganzen Volk die Bürger- 
rechte so weit einzuschränken, 
daß Rede-, Meinungs- und Ver- 
sammlungsfreiheit auf der Strek- 
ke bleiben? 


Wann läßt sich eine komplet- 
te Volkswirtschaft besser auf 
Null zurückfahren, um auf de- 
ren Trümmern eine andere Wirt- 
schaftsordnung zu installieren? 
Eine Wirtschaftsordnung, bei der 
unter dem Deckmantel der »Ge- 
rechtigkeit« alle gleich arm ge- 
macht werden sollen. 


4,5 Millionen Kurzarbeiter wer- 
den als Erfolg gefeiert, da es vor 
wenigen Monaten noch 7,1 Mil- 
lionen waren (zum Vergleich: In 
der Finanzkrise 2009 waren es 
in der Spitze knapp 1,5 Millionen 
Kurzarbeiter). 


Optimistische Hochrechnungen 
gehen im nächsten Jahr von über 
drei Millionen Arbeitslosen aus. 


SPIEGEL DER ZEIT 


Die Insolvenzen werden in die 
Hunderttausende gehen, sobald 
die Verlängerung der Fristen für 
die Anmeldung von Insolvenzen 
abgelaufen ist. 


Ein historischer Wirtschaftsein- 
bruch steht uns bevor, wenn die 
staatlichen Förderungen - na- 
türlich erst nach der Bundes- 
tagswahl — aufhören. 


Steuererhöhungen werden bei 
dieser Anhäufung von Staats- 
schulden unvermeidlich sein. 
Jeder wird für die Fehlentschei- 
dungen dieser Regierung bluten 
müssen. Dies ist den Verant- 
wortlichen in Politik und ihren 
Herolden in den Medien bekannt 
— wird aber in einer Komplizen- 
schaft tunlichst verschwiegen. 


Wann, wenn nicht jetzt, wo die 
Menschen zu Recht um ihre wirt- 
schaftliche Existenz fürchten, 
läßt sich still und heimlich die 
Umvolkung Deutschlands voran- 
treiben? 


Das Feilschen um die von 
Deutschland aufzunehmende 
Anzahl von Flüchtlingen ist nur 
Theaterdonner — in Brüssel und 
bei den Vereinten Nationen wer- 
den bereits ganz andere »Räder 
gedreht«. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Wer die 
Wahrheit nicht 
weiß, der 
ist bloß ein 
Dummkopf. 


Aber wer 
sie weiß, 
und sie eine 
Lüge nennt, 
der ist ein 
Verbrecher!« 

Berthold Brecht 
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Der gesteuerte 


u 


4.9.2015: »Flüchtlinge« am Bahnhof Keleti pályaudvar (Ostbahnhof, 


Aus dem »Wir schaffen das!« 
von Angela Dorothea Merkel vor 
fünf Jahren ist ein »Wir sind ge- 
schafft worden!« als Ergebnis 
für Deutschland übriggeblieben. 


War es Dummheit oder Kalkül, zu 
behaupten, die Grenzen könnten 
nicht geschlossen werden, um 
die knapp 1,8 Millionen Migran- 
ten, die allein in den Jahren 
2015/2016 kamen, in unser Land 
zu lassen? 


Das »Corona«-Viruss machte 
es plötzlich möglich, daß sich 
Deutschland seinen Nachbarn 
gegenüber abschotten konnte 
und die Grenzen dicht machte. 


Gerne wird vergessen, daß es 
sich bei der »humanitären Auf- 
nahme« der »Flüchtlinge« aus 
Ungarn zuerst »nur« um einige 
Tausende handelte. Der Sog- 
effekt und die große Völkerwan- 
derung setzten erst ein, nachdem 
sich Kanzlerin Merkel stolz und 
lächelnd mit Migranten ablichten 
ließ und verkündete, die Grenzen 
blieben offen. 


Immer wieder wird, wie ein Man- 
tra, von unseren Politikern herun- 
tergebetet: »2015 darf sich nicht 
wiederholen«. Doch wie sieht die 
Wirklichkeit aus? 


Während die Menschen in 
Deutschland durch die »Klimaka- 
tastrophe« und das »Corona«-Vi- 
rus in Dauer-Panik gehalten wer- 
den, fand auf der griechischen In- 
sel Lesbos wieder eine »mensch- 
liche Tragödie« statt, die fatal an 
die Zustände am Keleti-Bahnhof 
von Budapest 2015 erinnerte. 
Auch damals mußte schnell, un- 
bürokratisch und »menschlich« 
gehandelt werden. 


Und so übertreffen sich die Par- 
teien und die Politiker mit der 
Anzahl der aufzunehmenden 
»Flüchtlinge« aus dem abge- 
brannten Lager. Die Medien lie- 
fern die dazugehörenden Bilder 
— natürlich nur von Frauen und 
Kindern - die Brandstifter bleiben 
»im Dunklen«. 


Von Linken und Grünen ist man 
gewohnt, die ganze Welt aufneh- 
men zu wollen, um so auf dem 
schnellsten Weg Deutschland 
umzuvolken. Aber auch die »bür- 
gerlichen« Politiker der CDU ver- 
suchen, sich bei der links-grünen 
Klientel einzuschleimen: 

Der Ministerpräsident von Nord- 
rhein-Westfalen, Armin Laschet, 
fordert 1.000 Flüchtlinge für 
sein heruntergewirtschaftetes 
Bundesland. Der Aspirant für 


www.fb.com/UN.Nachrichten 


Kontrollverlust 
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Foto: Rebecca Harms from Wendland, Germany / wikipedia I fk-un.de/CC-BY-SA-20 (Ausschnitt) 


) in Budapest 


den CDU-Vorsitz und eventuelle 
Kanzlerkandidat Norbert Rött- 
gen legt noch einiges drauf und 
bettelt mit 16 CDU-Abgeordne- 
ten um die Aufnahme von 5.000 
»Flüchtlingen« aus Moria (siehe 
Dokument auf Seite 4). 


Die Aktion »Seebrücke« listet mit 
Stand 30.9.2020 183 Städte, Ge- 
meinden und Kommunen auf, die 
sich als »Sichere Häfen« bereit 
erklären, über den »Königstei- 
ner Schlüssel« (Zuteilung von 
Flüchtlingen) hinaus Menschen 
aufzunehmen. Die Mehrzahl der 
Bürger wird dabei nicht gefragt, 
das machen die verantwortlichen 
Lokalpolitiker unter sich aus. 


Die Oberbürgermeisterinnen und 
Oberbürgermeister von Bielefeld, 
Düsseldorf, Freiburg, Gießen, 
Göttingen, Hannover, Köln, Kre- 
feld, Oldenburg und Potsdam for- 
dern in einem Schreiben Merkel 
und Seehofer auf, europäische 
Abkommen zu ignorieren und 
»Flüchtlinge« ohne Prüfung um- 
gehend aufzunehmen. 

— www.f£k-un.de/10203 


Das induzierte Irresein ist in 
Deutschland offenbar nicht 
mehr die Ausnahme, sondern 
die Regel. 


EINE HERRSCHAFT DES UNRECHTS? 
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CDU-Kanzlerkandidat Röttgen: 
5.000 Freifahrkarten nach Deutschland 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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»Nun sind sie halt da!« 


»Ist mir egal, ob ich schuld 
am Zustrom der Flüchtlinge 
bin. Nun sind sie halt da«, soll 
Angela Merkel in einer Frak- 
tionssitzung der CDU/CSU am 
22.9.2015 geäußert haben. 


Unterstellt man ihr, daß sie mit 
ihrem legendären »Wir schaffen 
das!« noch Zuversicht und Op- 
timismus verbreiten wollte, ent- 
larvt sie sich mit dieser Aussage 
endgültig. 

Damit die Kritiker in die morali- 
sche Schmuddelecke gescho- 
ben werden konnten, gab sie 
am 15.9.2015 das Startzeichen 
für die Diffamierungskampagne 
gegen alle Kritiker ihrer Migrati- 
onspolitik: »/Ich muß ganz ehrlich 
sagen: Wenn wir jetzt anfangen, 
uns noch entschuldigen zu müs- 
sen dafür, daß wir in Notsitua- 
tionen ein freundliches Gesicht 
zeigen, dann ist das nicht mein 
Land.« 


Und nun, fünf Jahre später, 
»sind sie halt da« — und wie! 
Unübersehbar in unseren Städ- 
ten und Gemeinden: Sie prägen 
das Straßenbild in Frankfurt, 
Duisburg und Augsburg. Sie do- 


Foto: FinnishGovernment - Pääministeri Marin Berliinissä 19.2.2020 / flickr / fk-un.de/CC-BY-20 (Ausschnitt) 


minieren Kindergärten und Schu- 
len und sind fester Bestandteil 
des öffentlichen, politischen, kul- 
turellen und religiösen Lebens. 


Die Entwicklung setzte allerdings 
bereits vor mehreren Jahrzehn- 
ten ein und wurde den meisten 
Bundesbürgern erst mit dem An- 
sturm von fast zwei Millionen Mi- 
granten in den Jahren 2015/2016 
bewußt. 


Wirtschaftsfachleute, wie z.B. 
Hans-Werner Sinn, warnten früh- 
zeitig vor den immensen Kosten, 
die durch die Masseneinwande- 
rung auf den deutschen Steuer- 
zahler zukommen. 


Um sich der Wahrheit zu nä- 
hern, bedarf es allerdings aus- 
ländischer Medien, wie z.B. 
der Neuen Zürcher Zeitung vom 
15.9.2017: 


»Wer bei der Berliner Regie- 
rung nach der Gesamtsumme 
der Flüchtlingslosten fragt, wird 
in ein Labyrinth von Statistiken 
und Zuständigkeiten geschickt. 
[...] Allein der Bund will von 2016 
bis 2020 zur Versorgung der 
Flüchtlinge 93,6 Milliarden Euro 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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zur Verfügung stellen. Da die 
Bundesländer klagen, allenfalls 
die Hälfte der Kosten erstattet zu 
bekommen, wären also jährlich 
zwischen 30 und 40 Milliarden 
zu veranschlagen. Unklar bleibt, 
ob dabei die zusätzlichen Aus- 
gaben für 180.000 neue Kinder- 
gartenplätze, 2.400 zusätzliche 
Grundschulen und die zugesag- 
ten 15.000 Polizisten eingerech- 
net sind.« 


Man kann getrost davon ausge- 
hen, daß weder die Kosten für 
Polizei und Justiz, noch die Ko- 
sten für die erhöhte Infrastruktur 
mit einberechnet wurden. 


Wenn heutzutage die Politiker 
sich dafür auf die Schulter klop- 
fen, daß »nur noch« 150.000 
bis 200.000 Migranten pro Jahr 
in unser Land gelassen werden, 
bedeutet dies, daß Jahr für Jahr 
die Infrastruktur für eine Groß- 
stadt wie Herne oder Potsdam 
geschaffen werden muß. Woh- 
nungen, Kindergärten, Schulen, 
Krankenhäuser, Behörden und 
vieles mehr müssen gebaut und 
mit Personal ausgestattet wer- 
den. 


Die gleichen links-grünen Bes- 
sermenschen, die am liebsten 
die ganze Welt nach Deutschland 
holen würden, bejammern medi- 
enwirksam die Wohnungsnot, die 
sie ursächlich mit verantworten. 


Selbst wenn wir die materiel- 
len Belastungen wirklich schaf- 
fen würden: Viel bedeutender 
ist die kulturelle Inbesitznahme 
Deutschlands und Europas durch 
den Islam, die von den meisten 
Bürgern gar nicht realisiert wird. 
Politik, Medien und die Kirchen 
schweigen, tolerieren oder klat- 
schen noch Beifall. 

Wie gesagt: Nun sind sie halt 
da - und wollen für immer blei- 
ben. 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


EIN HISTORISCHES STAATSVERSAGEN 
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Die neue »Ent- 
nazifizierungswelle« 


Ohne NS-Aufarbeitung kei- 
ne öffentlichen Aufträge 
mehr? 


Der Reifenhersteller Conti- 
nental, die Unternehmens- 
beratung Roland Berger, die 
Waffenschmiede Heckler & 
Koch, die Keksfabrik Bahl- 
sen und andere müssen sich 
einer neuen »Entnazifizie- 
rungswelle« stellen: In re- 
gelmäßiger Folge entdecken 
»Vergangenheitsbewältiger«, 
Journalisten und Historiker 
neuerdings »braune Flek- 
ken« in der Historie deut- 
scher Unternehmen. 


»75 Jahre nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs 
stellt sich mehr und mehr 
heraus: Der „Aufarbei- 
tungsweltmeister“ — so 
sehen sich die Deutschen 
selbst gern — hat in vielen 
Fällen überhaupt nicht hin- 
terfragt und aufgearbeitet.« 


Mit diesem Vorwurf fordert 
der Chefreporter Maximilian 
Kiewel in der Bild am Sonn- 
tag vom 6.9.2020: Ohne NS- 
Aufarbeitung keine öffentli- 
chen Aufträge! 


»Deshalb muß mit diesem 
Vertuschen endlich Schluß 
sein! Es braucht dringend 
eine neue Aufklärungs- 
offensive, am besten von 
ganz oben: Wer seine ei- 
gene NS-Geschichte nicht 
kritisch aufgearbeitet hat, 
sollte als Firma nicht an 
öffentlichen Ausschreibun- 
gen teilnehmen dürfen!« 


Vielleicht ist das ein Weg, 
die restlichen deutschen 
Unternehmen in die Plei- 
te zu treiben, die noch nicht 
der Globalisierung und dem 
»Corona«-Virus zum Opfer 
gefallen sind? Man darf ge- 
spannt sein! 


www.un-nachrichten.de 
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EU = Enteignungs-Union 


Bild nur in der 
gedruckten 


Ausgabe 
verfügbar 


»Unsere« Politiker haben erst 
»Corona«-Panik erzeugt und 
dann diese Panik staatswirt- 
schaftlich benutzt, um national 
und auf europäischer Ebene eine 
hemmungslose Geldflut zu erzeu- 
gen. Nie wurde so viel, so hem- 
mungslos und so unkontrolliert 
öffentliches Geld verschwendet 
wie seit der »Corona«-Krise. 


Niemand denkt daran, daß dieses 
Geld Schulden sind und Schul- 
den irgendwann bedient werden 
müssen; entweder durch höhere 
Steuern, durch Enteignung (Infla- 
tion) oder durch eine Währungs- 
reform (Crash). 


Mit Geldfluten nicht nur in Milliar- 
den-, sondern sogar schon in Bil- 
lionenhöhe (EU) kann man eine 
Krankheit nicht heilen und kann 
man auch kein Wirtschaftssystem 
auf Dauer halten. Was dadurch 
erreicht wurde, ist, daß der Staat, 
die Regierung und die Bürokratie 
in einem bisher nicht dagewese- 
nen Ausmaß unser Leben und 
unsere Freiheit in den Griff ge- 
nommen und die Rezession nur 
verlängert haben. 


Seit »Corona« müssen wir alle mit 
Maulkorb herumlaufen, in öffent- 
lichen Verkehrsmitteln, öffentli- 
chen Einrichtungen, beim Einkauf 
und bei anderen Gelegenheiten. 


Nie hätte sich die Bevölkerung 
dies gefallen lassen, wenn die 
Politik auf Betreiben einiger Viro- 
logen nicht Panik verbreitet hätte. 
Von der Gesamtbevölkerung sind 
nur 0,3 Prozent überhaupt infi- 
ziert worden und gab es nur 0,08 
Prozent Todesfälle — weniger als 
die Grippetoten in manchen Vor- 
jahren. 


Den Menschen das Verhalten 
vorzuschreiben, galt in der Vor- 
Merkel-Zeit als verfassungswid- 
rige Freiheitsberaubung - in der 
Zwischenzeit unterwirft sich mehr 
als die Hälfte der Bevölkerung 
gerne diesen Beschränkungen 
und zelebriert sie sogar. Früher 
appellierte der Staat an die Ei- 
genverantwortung der Menschen, 
sich selbst zu schützen, heute 
gibt es keine Eigenverantwortung 
mehr, heute will der Staat alles 
dirigieren. Daß dagegen jetzt De- 
monstrationen stattfinden, sehen 
die Politfunktionäre und die von 
ihnen bezahlten Medien sogar als 
Unverschämtheit der Untertanen 
an. Wo bleibt der mündige Bür- 
ger? 

In ihrer »Corona«-Panik ha- 
ben die Politiker im Herdentrieb 
weltweit einen Wirtschaftsstopp 
(»Shutdown«) verordnet, also 
zum ersten Mal in der Geschichte 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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s DEE TI De ae aa ka be 
kera E 


| Vie lassen remandar 
allein” 


die Wirtschaft total abgewürgt mit 
der Begründung, Ansteckung zu 
vermeiden. 


Den damit entstandenen Milliar- 
denschaden haben sie durch Mil- 
liardenzahlungen zu überdecken 
versucht. Das Erste war schlimm, 
das Zweite in der Zukunft noch 
schlimmer, denn darunter werden 
auch noch Generationen leiden. 


Daß ein Wirtschafts-»Lockdown« 
nicht notwendig war, zeigt das 
Beispiel Schweden und das gibt 
selbst der Gesundheitsminister 
inzwischen zu. Die Fehlentschei- 
dung der Politik war für die Kon- 
junktur verhängnisvoll und hat den 
Absturz unserer Wirtschaft einge- 
leitet und weltweit möglicherwei- 
se die größte Weltwirtschafts- 
krise der Geschichte ausgelöst. 
Die Oppositionsparteien und alle, 
welche dies kritisiert hatten, wur- 
den von der Regierung und ihren 
Medien totgeschwiegen. 


Mit dem Wirtschaftsstopp hat 
die Regierung Merkel den größ- 
ten wirtschaftspolitischen Fehler 
ihrer Amtszeit gemacht, hat sie 
Millionen von Betriebsexistenzen 
und viele Millionen Arbeitsplätze 
und deshalb Arbeitslose auf dem 


Gewissen, wie das nächste Jahr 
zeigen wird. 


In der »Corona«-Hysterie hat 
auch die EU-Kommission ein 
750-Milliarden-Euro-Ausgabe- 
paket beschlossen (ohne dafür 
Einnahmen zu haben), von dem 
die Hälfte Geschenke an Länder 
sein sollen, die sich verzockt oder 
deren Banken oder Unternehmen 
von der Pleite bedroht sind. 


Seit Jahrzehnten versucht die 
EU, die Schulden- und Finanzu- 
nion zu erreichen, um damit alle 
Souveränität über die Mitglieds- 
länder zu erringen. 


Unter dem Vorwand »Corona« 
konnte Macron Merkel umdrehen, 
zum Schaden der Deutschen die 
Schuldenunion und gleichzeitig 
auch die gigantischste Verschul- 
dung in Europa zu betreiben. Nie 
wäre dies ohne »Corona« mög- 
lich gewesen, nie würden sich die 
Parlamente ohne »Corona« zu- 
gunsten der EU selbst entmach- 
ten und ihre Finanzsouveränität 
aufgeben. 


Ohne »Corona«-Schock hätte 
Merkel — wie sie selbst sagte — 
auch im Bundestag für die Schul- 
denunion keine Mehrheit erwar- 
ten können. 


Mit »Corona« soll also die Finanz- 
souveränität der Euro-Länder an 
das Zentralkomitee in Brüssel 
abgegeben und die Schuldenhaf- 
tung Deutschlands für alle Schul- 
den aller Länder, aller Banken 
und aller Unternehmen in EU-Eu- 
ropa beschlossen werden. 


Unsere Regierung weiß, daß 
sie für den Absturz unserer Wirt- 
schaft und von Millionen Firmen 
verantwortlich ist und versucht 
nun, durch ebenso unverantwort- 
liche Geldsummen mit der Gieß- 
kanne die zusammenbrechenden 
Firmen zu retten. Milliardenbe- 
träge spielen dabei keine Rolle 
mehr. 
Der wirtschaftliche Abstieg 
Deutschlands wird, wie in sozia- 
listischen Ländern, unaufhaltsam. 
Prof. Dr. Eberhard Hamer 
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»Corona« — die 
einmalige Chance, 
unumkehrbare 
Fakten zu schaffen 


Bundestagspräsident Wolf- 
gang Schäuble (CDU) sprach 
in der Neuen Westfälischen 
am 20.8.2020 Klartext: 


»Die Corona-Krise ist eine 
große Chance. Der Wider- 
stand gegen Veränderung 
wird in der Krise gerin- 
ger. Wir können die Wirt- 
schafts- und Finanzunion, 
die wir politisch bisher 
nicht zustande gebracht 
haben, jetzt hinbekommen 
— auf der Grundlage der 
Überzeugung, daß derjeni- 
ge, der entscheidet, auch 
die Verantwortung dafür 
übernimmt.« 


Der Traum von Merkel, 
Macron, von der Leyen und 
allen Gegnern eines Europas 
der Nationalstaaten rückt in 
greifbare Nähe — dank der 
»Corona«-Hysterie. Die Eu- 
rokraken in Brüssel nutzen, 
mit tätiger Hilfe deutscher 
Politiker, die Gunst der Stun- 
de, um eine Finanzunion zu 
errichten und die National- 
staaten endgültig abzuschaf- 
fen. 


Während die Menschen in 
Europa mit dem korrekten 
Sitz ihres Mund- und Nasen- 
schutzes beschäftigt sind, 
schaffen die Politiker unum- 
kehrbare Fakten. 


Dazu paßt die Aussage der 
Bundesministerin für Bildung 
und Forschung, Anja Kar- 
liczek (CDU) in einem Ge- 
spräch mit ZEIT WISSEN: 
Sie sieht positive Folgen für 
Wissenschaft, Wirtschaft und 
unsere Gesellschaft, weil wir 
»aus unserer Wohlfühlblase 
geschubst worden sind und 
uns mal wieder richtig bewei- 
sen mußten«. 


Zynischer geht’s nimmer! 


DAS ZIEL: DAS ENDE DER SOUVERÄNITÄT 
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Die Angst der Herrschenden 


Wenn man den Beliebtheits- 
kurven unserer Politiker in den 
Medien glauben darf, schwappt 
momentan eine Welle der Sym- 
pathie, der Liebe, des Vertrauens 
und der Dankbarkeit über Merkel 
und ihrer Regierung zusammen. 


Was allerdings dagegen spricht, 
ist die Tatsache, daß man sich 
nur in gepanzerten Limousinen, 
umgeben von Leibwächtern, in 
die Öffentlichkeit wagt. Aber das 
Sicherheitsbedürfnis der Herr- 
schenden geht noch weiter. 


Seit etwa zwei Jahren werden 
Überlegungen angestellt und Plä- 
ne entworfen, wie man die Parla- 
mentarier im Reichstagsgebäude 
besser vor dem Volk schützen 
könne. 


Durch das von drei »Helden« ab- 
gewehrte »Stürmchen« auf die 
Reichstagstreppen am 29.8.2020 
durch »Rechtsradikale« hat die 
Idee, einen Graben zwischen Volk 
und Volksvertreter zu ziehen, wie- 
der an Aktualität gewonnen. 


Ein zehn Meter breiter und 2,50 
Meter tiefer Graben soll die 
komplette Front des Reichsta- 
ges schützen. 


Damit der Graben das Gesamt- 
bild nicht unnötig stört, werden 
botanische Elemente ihn solan- 
ge kaschieren, bis man direkt vor 
dem Graben steht und »Aha« 
sagt. Daher der Name »Aha-Gra- 
ben« (klingt lustig, ist aber die 
offizielle Version). An den beiden 
Enden des Grabens sollen 2,50 
m hohe und 50 m lange Zäune 
installiert werden — diese werden 
sich sicher super ins Stadtbild 
einpassen. 


Bisher war geplant, den Baube- 
ginn an ein noch zu errichtendes 
Besucherzentrum zu koppeln. 
Von diesem Besucherzentrum 
würde ein Tunnel in den Reichs- 
tag führen und so für höchstmög- 
liche Sicherheit sorgen. 


Aber wie gesagt — seit dem 
»Stürmchen« ist alles anders. 


Sicherheitszaun | 
2,50 m hoch 


10 m breit, 
2,50 m tief 


| u N 


Sicherheitszaun # 


Ha a 2,50 m hoch 


Gefahr ist in Verzug und einige 
Politiker fordern, mit dem Bau 
des Grabens so schnell wie 
möglich zu beginnen. 


Wie man sieht, Angst frißt nicht 
nur Seele, sondern auch Hirn 
auf! Was könnte sinnbildlicher für 
die Kluft zwischen den Regieren- 
den und dem Volk sein, als ein 
solcher Graben vor dem Parla- 
mentsgebäude! 


»Reichstag von 
Atomkraftgegnern 
umzingelt«, 


lautete die Überschrift des We- 
ser Kurier vom 19.9.2010. Beim 
»Umzingeln« blieb es allerdings 
nicht — auch die Treppe des 
Reichstages wurde von den 
»friedlichen« Demonstranten ge- 
stürmt und besetzt: 


Mit Genugtuung meldete der 
Weser Kurier. 


»Und noch einen kleinen Tri- 
umph feiern die Atomkraftgeg- 
ner. Obwohl Polizei und Ver- 
waltungsgericht die gewünschte 
Kundgebung auf der Wiese vor 


- — ; 
Karte von OpenStreetMap.de / www.fk-un.de/CC-BY-SA-20 (bearbeitet) 


dem Reichstag nicht erlaubt hat- 
ten, stürmten am Nachmittag 
trotzdem tausende Menschen 
über die rot-weißen Absperrgitter 
auf den Rasen und besetzen die 
Treppe vor dem Parlament. Die 
Polizei läßt sie weitgehend ge- 
währen.« 


Bei dem »kleinen Triumph« der 
Atomkraftgegner wollte die Poli- 
zei offenbar nicht stören und ließ 
sie »weitgehend gewähren«. 


In diesem Staat kommt es immer 
darauf an, wer »stürmt«, wer 
»umzingelt« und wer »besetzt«! 


Politiker und ihre Hausmedi- 
en mögen herrschen, mäch- 
tig sind sie schon lange nicht 
mehr. Wenn das Volk die geis- 
tigen Gräben überwindet, hel- 
fen weder »Aha-Gräben« noch 
gepanzerte Limousinen. 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 


DAS VOLK WIRD AUSGESPERRT 
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Eine real existierende Demokratie 


Bundestag 
verstößt gegen 
Geschäftsordnung 


Der Deutsche Bundestag in Ber- 
lin hat eine Geschäftsordnung, 
nach der ein Bundestagspräsi- 
dent und je Fraktion ein Vize- 
präsident zu wählen ist. Seit der 
letzten Bundestagswahl verwei- 
gert das »demokratische« Par- 
teienkartell der AfD das Recht, 
diesen Posten zu besetzen, weil 
alle Vorgeschlagenen von den 
Abgeordneten der Blockparteien 
abgelehnt wurden. 


Abwahl wegen 
falscher Gesinnung 


Der hoch angesehene Jurist und 
Verwaltungsfachmann Thomas 
Ruschin (CDU) ist Beigeordneter 
der Stadt Lüdenscheid (NRW). 


Als Wahlbeamter verantwortet er 
die Bereiche Recht, Sicherheit, 
Ordnung und Kultur. 


Mit der Begründung, die CDU sei 
ihm zu links geworden, vor allem 
in der Flüchtlingspolitik, erklärte 
er seinen Austritt und wechselte 
zur AfD (WAZ, 23.9.2020). 


Ergebnis: Die Mehrheitspartei- 
en CDU und SPD einigten sich 
postwendend auf die vorzeitige 
Abwahl dieses ausgewiesenen 
Fachexperten. 


Kontrollkommission 
arbeitsunfähig 


Der Thüringer Landtagsaus- 
schuß zur Kontrolle des Verfas- 
sungsschutzes ist seit der Land- 
tagswahl nicht arbeitsfähig: Die 
Kontrollkommission soll fünf Mit- 
glieder haben. Der AfD als zweit- 
stärkster Fraktion stehen davon 
zwei zu. Da die von der AfD 
Vorgeschlagenen aber von der 
Mehrheit immer abgelehnt wur- 
den, ruht die Arbeit der Kontrol- 
leure. Die Landtagspräsidentin 
Birgit Keller läßt nun prüfen, ob 
die Kommission auch mit nur drei 
Mitgliedern tätig werden könne. 


Parteirauswurf 


wegen Teilnahme 


Die Landesschiedskommission 
der Linkspartei in Brandenburg 
hat am 26.9.2020 ihren Frakti- 
onsvorsitzenden Ingo Paeschke 
im Stadtparlament Forst (Spree- 
Neiße) aus der Partei ausge- 
schlossen, weil er an einer Pres- 
sekonferenz zum Neubau eines 
Jugendclubs zusammen mit ei- 
nem Vertreter der AfD teilgenom- 
men hatte. 


Erneut zu tief 
ins Glas geschaut? 


Margot Käßmann, die ehema- 
lige Ratsvorsitzende der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland 
(EKD), die Anfang 2010 von ih- 
rem Posten zurücktrat, nachdem 
sie betrunken mit ihrem Fahrzeug 
eine rote Ampel überfahren hatte 
und dabei auch noch erwischen 
ließ, gönnt sich keine Ruhe. Sie 
solidarisierte sich mit Anti-AfD- 
Wahlaufrufen der evangelischen 
Kirche zu den Kommunalwahlen 


in NRW und wird nicht müde zu 
betonen, daß AfD und Kirche un- 
vereinbar wären. 

Daß der Kirche die Mitglieder 
weglaufen, ist bei dem heutigen 
Bodenpersonal kein Wunder. 


Diese Beispiele sind nur eine 
kleine Auswahl einer höchst be- 
denklichen Entwicklung. 


Man muß kein Freund der AfD, 
sondern einfach nur ein über- 
zeugter Demokrat sein, um die- 
se Auflösung demokratischer 
Grundsätze für bedenklich zu 
halten. Es ist kein Wunder, daß 
immer mehr Bürger sich abwen- 
den und diese Demokratie als 
»Demokratur« empfinden. 


Es gibt aber auch Lichtblicke: 


Demokratisch gewählt 


Mehr als ein Jahr lang hatte die 
Stadt Gera keinen Stadtratsvor- 
sitzenden. Das erste Vorschlags- 
recht gehört der stärksten Frakti- 
on im Stadtrat und das ist seit der 
Kommunalwahl vom 26.5.2019 
die AfD. 


Nachdem diese Regelung von 
anderen Parteien angezweifelt 
wurde, hatte das thüringische 
Landesverwaltungsamt zwi- 
schenzeitlich rechtliche Klarheit 
geschaffen: Die Regelung des 
ersten Vorschlagsrechts sei rech- 
tens! 


Am 24.9.2020 folgte dann die 
»Ramelow-Affäre« im Kleinfor- 
mat: Der ehemalige Arzt und 
AfD-Kommunalpolitiker Dr. Rein- 
hard Etzrodt wurde in geheimer 
Wahl mit 23 von 40 Stimmen zum 
Vorsitzenden des Stadtrates ge- 
wählt, obwohl die AfD nur zwölf 
Mandate im Rat innehat. 


Die Blockparteien und ihre Haus- 
medien leiden darunter bis heute 
an Schnappatmung, die Order 
der Kanzlerin, auch diese de- 
mokratische Wahl rückgängig zu 
machen, blieb bislang aber aus. 


DEMOKRATIE ODER »DEMOKRATUR«? 
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»Gold«-richtig gelegen 


]»Was schert uns 
' J) | das undankhare, 
<] gemeine Volk? « 


sohen sie doch Kuchen 
essenin 


Die Unabhängigen Nachrichten 
lagen mit ihrer Überschrift der 
August-Ausgabe »Was schert 
uns das undankbare, gemeine 
Volk?« »gold«-richtig: 


Der königliche Empfang für Frau 
Merkel auf der Insel Herren- 
chiemsee hat den Steuerzahler 
mal eben 120.000 Euro gekostet. 
Dies geht aus einer Antwort der 


L selbe /[e=ser 


bayerischen Staatskanzlei her- 
vor. Die AfD im Landtag wollte 
wissen, was dieses, von Herrn 
Söder inszenierte Spektakel ge- 
kostet hat. Wie gesagt: »Was 
schert uns ... — sollen sie doch 
Flaschen sammeln!« 


Die AfD-Fraktionschefin im baye- 
rischen Landtag, Katrin Ebner- 
Steiner, kritisierte: »Söders lIn- 
szenierung auf Herrenchiemsee 
verursachte für die Bürger Bay- 
erns skandalöse Kosten«. 


Im typischen Ablenkungsreflex 
blaffte der Leiter der Bayerischen 
Staatskanzlei, Florian Herrmann 
(CSU), zurück: »Wer wie Frau 
Ebner-Steiner Arm in Arm mit 
dem Faschisten Höcke durch 
den Landtag läuft, hat es nötig, 
den Besuch einer weltweit ange- 
sehenen Kanzlerin zu diskreditie- 
ren«. 


Das mit der »weltweit angesehe- 
nen Kanzlerin« war uns so nicht 
bewußt — dann ist ein königlicher 
Empfang natürlich jeden Cent 
wert. 


GAHZ pIHYAL: 


Die Herrschenden wissen, was uns droht ... 
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»Schulz-Zug« 
am Ziel 


Von 1994 bis 2017 war Mar- 
tin Schulz Mitglied des EU- 
Parlaments, ab 2012 dessen 
Präsident. Mit Hilfe der Abge- 
ordneten-»Entschädigung« 
hat er es auf Steuerzahlerko- 
sten vom kleinen Buchhänd- 
ler zum Millionär gebracht. 


Nun kommt sein »Schulz- 
Zug« im warmen Bahnhof 
der »Friedrich-Ebert-Stif- 
tung« (FES) endgültig zum 
Stehen. 
»100-Prozent-Martin-Schulz« 
soll als Nachfolger von Kurt 
Beck zukünftiger Chef der 
FES werden. Diese SPD- 
nahe Stiftung wird jährlich 
mit rund 190 Millionen Euro 
Steuergeld alimentiert und 
am Leben erhalten. 


Führende SPD-Politiker ha- 
ben in kleiner Runde sein 
Ruhepolster ausgekungelt. 
So hat man ihn elegant ab- 
geschoben und ihm dabei 
noch einen einigermaßen lu- 
krativen Posten besorgt. 


Die meisten ihrer obrigkeitsgläubigen und ver- 
trauensseligen Wähler wollen es aber schein- 
bar kaum wissen und nehmen es nicht ernst. 


»Was scheren mich die Millionen oder Mil- 
liarden Schulden des Staates, solange mein 
Gehalt, mein Hartz IV oder meine Rente si- 
cher sind? Ich habe keine Schulden!« 


So etwas hört man von Nachbarn, die sich nicht 
um Politik kümmern. Sie wollen einfach nicht 
begreifen, daß nicht der »Staat«, sondern jeder 
von uns, auch sie selbst, für diese Schulden zur 
Kasse gebeten werden wird — spätestens nach 
der kommenden Bundestagswahl. 


Nicht ohne Grund haben die Regierenden be- 
schlossen, den Segen des Kurzarbeitergeldes 
um ein Jahr zu verlängern, also bis nach der 


kommenden Bundestagswahl. Die Regieren- 
den wissen und verantworten sehr wohl, was 
danach auf Sie, liebe Leser, und auf jeden 
von uns zukommt, versuchen das aber zu ver- 
schweigen und zu vertuschen.! 


Einen Vorgeschmack gibt es aber schon: Am 
23.9.2020 beschloß das Bundeskabinett ei- 
nen Gesetzentwurf, nach dem die Beiträge der 
Mitglieder der gesetzlichen Krankenkassen im 
nächsten Jahr um 0,2 Prozent steigen sollen. 
Die »Corona«-Kosten werden vorgeschoben, 
in Wahrheit sind es die Mehrkosten hundert- 
tausender arbeitsloser »Flüchtlinge«! 


Können Sie Ihre gutgläubigen Nachbarn 
dazu bringen, endlich mal den Verstand ein- 


halten? 
en Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Erpressung scheint sich zu lohnen 


Wie wir in der letzten Ausgabe 


Regierung, schon gar nicht mit 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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berichteten, drohten drei repu- unseren Steuergeldern, sondern Senator legt nach 
blikanische Senatoren in einem eine Kooperation zwischen Kon- US-Senator Ted Cruz, lang- 
Schreiben der Hafengesellschaft zernen. jähriger Unterstützer der 


in Saßnitz und ihren Mitarbei- 
tern mit massiven wirtschaftli- 
chen Sanktionen, sollte die Ost- 
see-Gasleitung »Nord Stream 2« 
fertig gebaut werden. 


Unsere hasenfüßige Regierung 
bekam gleich Schnappatmung, 
anstatt das Schreiben in schärfster 
Form zurückzuweisen. Stattdes- 
sen unterbreitete Anfang August 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz 
(SPD) seinem US-Amtskollegen 
Steven Mnuchin zunächst münd- 
lich und später auch schriftlich 
den Vorschlag, Deutschland sei 
bereit, den Bau von zwei Spezial- 
häfen zum Import von Flüssiggas 
zu finanzieren. Über die Terminals 
in den Häfen Brunsbüttel und Wil- 
helmshaven wollen US-Firmen 
amerikanisches Fracking-Gas 
nach Deutschland exportieren. 


Nur zum Verständnis: Die Gas- 
leitung »Nord Stream 2« ist pri- 
vatwirtschaftlich finanziert. Die 
Abnahme des Fracking-Gases 
aus den USA ist nicht Aufgabe der 


Wir bitten unsere Leser, Kostenbei- 
träge und/oder Spenden mit diesem 
Vordruck zu begleichen. Wenn Sie 


Die Bundesregierung verspricht 
»die Öffentliche Unterstützung für 
die Konstruktion« der Terminals 
»massiv durch die Bereitstellung 
von bis zu 1 Milliarde Euro zu er- 
höhen«. 


Und weiter: »Im Gegenzug wer- 
den die USA die ungehinderte 
Fertigstellung und den Betrieb 
von Nord Stream 2 erlauben«. 


Wie erbärmlich! Da fleht eine Re- 
gierung die USA an, etwas »zu 
erlauben«. 


Nachdem auch der Giftanschlag 
auf den russischen Oppositionel- 
len Alexei Nawallny nicht ausreich- 
te, um das privatfinanzierte 12-Mil- 
liarden-Projekt »Nord Stream 2« 
jetzt und sofort scheitern zu las- 
sen, wird der innenpolitische und 
mediale Druck auf die Regierung 
Merkel immer größer. 


Wahrscheinlich läuft es darauf hi- 
naus, daß wir in Zukunft Gas im 
Überfluß haben werden - aller- 
dings nicht zur Freude der Ver- 


dies schon erledigt haben, ignorie- 
ren Sie diesen Vordruck bitte. Unsere 
Leser außerhalb der Bundesrepublik 


US-Fracking-Industrie und 
Verfasser der Drohbriefe an 
Allseas (vgl. UN 2/2020) und 
den Sassnitzer Hafen (vgl. 
UN 9/2020), läßt nicht locker: 


In seinem regelmäßigen Vi- 
deo-Beitrag brüstet er sich 
damit, »richtig harte Sank- 
tionen« durchgedrückt zu 
haben. Er wolle das Projekt 
um jeden Preis stoppen, um 
»den Schaden zu minimie- 
ren, den Putin den USA und 
Europa antun könnte«. 


Die Reaktion der Bundesre- 
gierung auf seine Drohungen 
belustigt ihn: »/Ich muß wirk- 
lich sagen, die deutsche Re- 
gierung flippt völlig aus, die 
verlieren den Verstand. 


braucher und der Industrie, da 
das US-Fracking-Gas schon im 
Vorfeld von unseren Steuern sub- 
ventioniert werden wird. 


Deutschland bitten wir, landesspezi- 
fische Vordrucke zu verwenden. Die- 
se erhalten Sie von Ihrer Hausbank. 
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»Der Auftragswert des Projektes 
"Beschäftigungsförderung durch En- 
ergieeffizienz und erneuerbare En- 
ergien in Moscheen" in Marokko be- 
läuft sich auf insgesamt 8,5 Millionen 
Euro. Das Projekt sei ein Vorhaben 
der Sonderinitiative zur Stabilisie- 
rung und Entwicklung in Nordafrika 
und Nahost, erklärt die Bundesre- 
gierung in der Antwort auf eine Klei- 
ne Anfrage der AfD-Fraktion weiter. 
Diese Vorhaben würden dazu beitra- 
gen, wirtschaftliche und soziale Per- 
spektiven für die Menschen in der 
Region zu schaffen. Im Fokus stün- 
den Jugend- und Beschäftigungs- 
förderung, wirtschaftliche Stabilisie- 
rung, Demokratisierung sowie die 
Stabilisierung von Nachbarländern 
in Krisensituationen.« 
Deutscher Bundestag, 
Pressemeldung vom 1.9.2020 


www.un-nachrichten.de 
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»Grüne« Moscheen 


Grün ist die Farbe des Islam. 
Damit dieses Grün auch wirk- 
lich »grün« wird, unterstützt 
die Bundesrepublik die Um- 
rüstung von Moscheen in Ma- 
rokko mit 8,5 Millionen Euro. 


Mit dieser Unterstützung will 
das Entwicklungsministerium 
laut eigenen Angaben »zur 
Stabilisierung und Entwick- 
lung in Nordafrika und Nah- 
ost« beitragen. Umgesetzt 
wird das Projekt von der bun- 
deseigenen Deutschen Ge- 
sellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit (GIZ). 

Mit diesen 8,5 Millionen Euro 
stattet das marokkanische 
Religionsministerium in Zu- 
sammenarbeit mit der GIZ 


102 Moscheen mit neuer 
Technik aus. Vor allem geht 
es dabei um die Installation 
von LED-Lampen sowie ver- 
einzelt auch um den Einbau 
von Geräten zur Solarthermie 
und Photovoltaik. 


Überdies sei das Religions- 
ministerium bei der »Aus- 
zeichnung ausgestatteter 
Moscheen mit einem "Grüne 
Moscheen"-Label« unter- 
stützt worden. 


Ob die Aufwertung marokka- 
nischer Moscheen auf Kosten 
des deutschen Steuerzahlers 
»zur Stabilisierung und Ent- 
wicklung in Nordafrika und 
Nahost« beiträgt, darf aller- 
dings bezweifelt werden. 
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